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Editorial
Die Europ!ische Erbrechtsver-
ordnung – es w!chst zusammen,
was zusammengehçrt

Liebe Leserinnen und Leser,

am 13.03.2012 hat das Parlament
der Europ!ischen Union die »Verordnung des Europ!i-
schen Parlaments und des Rates "ber die Zust!ndigkeit,
das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen und die Annahme und Voll-
streckung çffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur
Einf"hrung eines Europ!ischen Nachlasszeugnisses« ver-
abschiedet. Der Rat der Europ!ischen Union wird die
Verordnung auf einer seinen n!chsten Sitzungen anneh-
men. Mit ihrer Verçffentlichung im Amtsblatt der Euro-
p!ischen Union ist voraussichtlich im Juni 2012 zu rech-
nen. Sie wird aber erst nach Ablauf von 36 Monaten
nach Inkrafttreten wirksam werden. Die Verordnung
wird daher voraussichtlich f"r Erbf!lle ab Juni 2015 gel-
ten. Die Verordnung gilt in allen Mitgliedstaaten der Eu-
rop!ischen Union mit Ausnahme von Großbritannien, Ir-
land und D!nemark. Großbritannien und Irland haben
aber die Mçglichkeit, sp!ter mitzuteilen, dass sie die Ver-
ordnung anzunehmen w"nschen.

Um Konflikte zur Zust!ndigkeit der Gerichte mehrerer
Mitgliedstaaten zu vermeiden, wird eine einheitliche Zu-
st!ndigkeit f"r das Gericht des Mitgliedstaates geschaf-
fen, in dessen Hoheitsgebiet der Erblasser im Zeitpunkt
seines Todes seinen gewçhnlichen Aufenthalt hatte.
Eine Gerichtsstandsvereinbarung zu Gunsten des Ge-
richts eines Mitgliedstaates, dessen Recht der Erblasser
zur Anwendung auf die Rechtsnachfolge von Todes we-
gen gew!hlt hat, ist zul!ssig.

Aus deutscher Sicht ergibt sich die gravierendste #nderung
in der Bestimmung des Erbstatuts. Die Ankn"pfung an die
Staatsangehçrigkeit des Erblassers wird aufgegeben. Nach
Art. 16 Abs. 1 der Verordnung unterliegt die gesamte
Rechtsnachfolge von Todes wegen dem Recht des Staates,
in dem der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes seinen ge-
wçhnlichen Aufenthalt hatte. Damit ist auch die Nachlass-
spaltung, die bislang z. B. in Frankreich galt, aufgehoben.
Die Bestimmungen "ber das anzuwendende Recht gelten
auch im Verh!ltnis zu Drittstaaten, Art. 15a der Verord-
nung. Nach Art. 17 der Verordnung ist eine Rechtswahl
zu Gunsten des Rechts des Staates mçglich, dem der Erb-
lasser im Zeitpunkt der Rechtswahl oder des Todes ange-
hçrte. Gem!ß Art. 17 Abs. 2 der Verordnung sollte die
Rechtswahl ausdr"cklich in einer Erkl!rung in Form einer

Verf"gung von Todes wegen erfolgen oder sich aus den Be-
stimmungen einer solchen Verf"gung ergeben.

Von besonderer Bedeutung ist auch die Einf"hrung eines
Europ!ischen Nachlasszeugnisses. Es ist zur Verwendung
durch Erben und durch Verm!chtnisnehmer mit unmittel-
barer Berechtigung am Nachlass sowie durch Testaments-
vollstrecker und Nachlassverwalter bestimmt, die sich in
einem anderen Mitgliedstaat auf ihre Rechtsstellung be-
rufen bzw. ihre Rechte als Erben oder Verm!chtnisneh-
mer oder ihre Befugnisse als Testamentsvollstrecker
oder Nachlassverwalter aus"ben m"ssen, Art. 36a der
Verordnung. Dieses Zeugnis hat also eine weitergehende
Funktion als der deutsche Erbschein. Das Zeugnis wird
von dem zust!ndigen Nachlassgericht erteilt. In seinen
Wirkungen entspricht es dem deutschen Erbschein,
Art. 42 der Verordnung. Es sch"tzt den guten Glauben
eines Dritten und hat Legitimationsfunktion. Es stellt
auch einen g"ltigen Titel f"r die Umschreibung des Er-
werbs von Todes wegen in die çffentlichen Register dar,
wie es § 35 GBO f"r den deutschen Erbschein vorsieht.

Von erheblicher Bedeutung sind auch die $bergangs-
bestimmungen in Art. 50 der Verordnung. Hatte der Erb-
lasser eine Verf"gung von Todes wegen vor dem Tag der
Anwendung dieser Verordnung nach dem Recht errichtet,
welches er gem!ß dieser Verordnung h!tte w!hlen kçnnen,
so gilt dieses Recht als das auf die Rechtsnachfolge von To-
des wegen anzuwendende gew!hlte Recht. Demgem!ß
bleibt das Heimatrecht des Erblassers in den F!llen an-
wendbar, in denen er eine fr"here Verf"gung von Todes we-
gen nach seinem Heimatrecht errichtet hatte.

Gleichwohl d"rfte sich f"r die k"nftige Gestaltung von Ver-
f"gungen von Todes wegen empfehlen, schon jetzt klar-
zustellen, ob sich die Rechtsnachfolge von Todes wegen
nach dem Heimatrecht des Erblassers richten soll oder
nach dem Recht des Staates, in dem der Erblasser im Zeit-
punkt seines Todes seinen gewçhnlichen Aufenthalt hat.

Ein großer Vorteil der Verordnung d"rfte darin liegen,
dass unterschiedliche Ankn"pfungskriterien aus der Sicht
verschiedener Mitgliedstaaten vermieden werden, so dass
Europa auch kollisionsrechtlich zusammenw!chst. Stellen
wir uns der neuen Herausforderung.

Ihr

Dr. Hubertus Rohlfing
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